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Leitsätze des Urteils

/. Beamte — Kostenerstattung — Einrichtimgsbeihilfe — Ausscheiden aus dem Dienst auf eige
nen Wunsch vor Ablauf einer Frist von zwei Jahren — Rückzahlung durch den Beamten —
Fristbeginn — Zeitpunkt des Eintritts in den Dienst der Gemeinschaften
(Beamtenstatut, Anhang VII Artikel 5 Absatz 5)

2. Beamte — Kostenerstattung — Einrichtungsbeihilfe —Ausscheiden aus dem Diëtist auf eige
nen Wunsch vor Ablauf einer Frist von zwei Jahren — Rückzahlung durch den Beamten —
Zweck
(Beamtenstattit, Anhang VII Artikel 5 Absatz 5)

3. Beamte — Kostenerstattung — Einrichtungsbeihilfe — Voraussetzungen fiir die Gewährung
— Wohnungnahme eines Beamten mit seiner Familie

(Beamtenstatut, Anhang VII Artikel 5 Absatz 3)

1. Die Frist von zwei Jahren gemäß Artikel
5 Absatz 5 des Anhangs VII des Beam
tenstatuts ist vom Zeitpunkt des Eintritts
des Beamten in den Dienst der Gemein
schaften an zu berechnen und nicht von
dem Zeitpunkt an, zu dem er das Amt
angetreten hat, aufgrund dessen An
spruch auf Gewährung der Einrichtungs
beihilfe besteht.

2. Daß der Beamte die Einrichtungsbeihilfe
anteilmäßig im Verhältnis zu dem zum

Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem
Dienst auf eigenen Wunsch noch verblei
benden Teil der Zweijahresfrist zurück
zuzahlen hat, soll nicht der Dauer der
Wohnungnahme Rechnung tragen, da
die Kosten einer Einrichtung für einen
kurzen Zeitraum die gleichen sind wie
die einer Einrichtung für einen längeren
Zeitraum.

Damit wird bezweckt, die Gemeinschaf
ten nur dann mit der anläßlich der Ver
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Wendung des Beamten an einem Dienst
ort gezahlten vollen Einrichtungsbeihilfe
zu belasten, wenn sich das Dienstverhält
nis zwischen den Gemeinschaften und
dem Beamten während zweier Jahren,
die der Beamte im Dienst der Gemein
schaften verbrachte, hinreichend verfe
stigt hat. Dagegen ist die nur teilweise
Übernahme der Einrichtungsbeihilfe
durch die Gemeinschaften für den Fall
vorgesehen, daß der Beamte den Dienst
der Gemeinschaften weniger als zweier
Jahre, nachdem er dort eingetreten ist,
wieder verläßt. Eine gesunde Verwaltung
öffentlicher Mittel erlaubt es nämlich

nicht, daß die Gemeinschaften die Ein
richtungsbeihilfe für einen Beamten, mit
dem das Dienstverhältnis durch dessen
Verhalten sich nicht verfestigen konnte,
in vollem Umfang übernehmen.

3. Wenn feststeht, daß der Beamte und
seine Familie Wohnung genommen ha
ben, braucht der Betreffende weder die
Existenz tatsächlicher Ausgaben noch die
Dauer der Wohnungnahme seiner Fami
lie nachzuweisen, um eine Einrichtungs
beihilfe in Höhe von zwei Monatsgrund-
gehäkern zu erhalten.

URTEIL DES GERICHTS (Dritte Kammer)
30. Januar 1990 *

In der Rechtssache T-42/89

Wolfdieter Graf Yorck von Wartenburg, Bediensteter auf Zeit der Fraktion der
Europäischen Volkspartei des Europäischen Parlaments, wohnhaft in Brüssel, Pro
zeß- und Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Victor Elvinger, 11 A, boule
vard Joseph-II, Monterey Palace, Luxemburg,

Kläger,

gegen

Europäisches Parlament,

Beklagter,

* Verfahrenssprache: Französisch.
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